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Wahlergebnisse:

Landesvorsitzender
Dr. Joachim Harer, Steinenbronn

Stv. Landesvorsitzende
Dr. Jens Finger, Mannheim
Dr. Thomas-Rainer Schlachta, Sulz am Neckar

Versammlungsleiterin
Dr. Gisela Leisin-Hillebrand, Biberach

Stv. Versammlungsleiter/in
Dr. Elisabeth Echternach, Freiburg
Heinz-Jurgen Bruckmann, Konstanz

Zwei weitere Delegierte zur Hauptversammlung
Dr.Dr. Heinrich Schneider, Metzingen

Dr. Karl-Heinz Sundmacher, Heidelberg
Stellvertreter

Dr. Elisabeth Echternach, Freiburg

Dr. Jen-Angelo Miiller de Paula, Sindelfingen

Dr. Jorgen Miiller, Reutlingen

Frank Timmermann, Offenburg
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Antrag — Nr.: 1

Antragsteller: Landesvorstand
Betr.: Freiberuflichkeit
Wortlaut:

Die Landesversammlung des FVDZ Baden-Wurttemberg fordert die verantwortlichen
Gesundheitspolitiker dazu auf, die ambulante Versorgung durch freiberuflich tatige Arzte und
Zahnarzte mit entsprechenden Initiativen zu starken und die Politik der Schwéchung
freiberuflicher Strukturen zu beenden.

Begrindung:

Die Bundesregierung stellt im Koalitionsvertrag fur die 18. Legislaturperiode fest:

»Die Freiberuflichkeit der niedergelassenen Arztinnen und Arzte, Zahnarztinnen und Zahnarzte
und Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten ist ein unverzichtbares Element fur die
flachendeckende ambulante Versorgung. Sie ist ein Garant fur die Diagnose- und Therapie-
freiheit und fur die freie Arztwahl.*

Die Landesversammlung stellt fest, dass dies eine Absichtserklarung ist, die nichts mit der
Realitéat zu tun hat. Entsprechende Initiativen zur Forderung der Freiberuflichkeit sind nicht zu
erkennen — im Gegenteil. Die vom Bundesgesundheitsministerium auf den Weg gebrachten
Gesetze und Verordnungen schranken die freiberufliche Praxis in der ambulanten Versorgung
immer weiter ein.

Mit dem Versorgungsstarkungsgesetz werden MVZ-Strukturen gestarkt, Terminservicestellen
greifen in die freie Arztwahl ein und der Aufkauf von Praxissitzen sowie Zulassungs-
beschrankungen in sogenannten Uberversorgten Gebieten tangieren in ganz erheblichem
Umfang das Selbstverstandnis freiberuflicher Arzte und Zahnéarzte.

Durch das E-Health-Gesetz wird das Stammdatenmanagement als ureigene Aufgabe der
Kostentrager in die Praxis verlagert, mit Strafandrohung bei Verweigerung.



Mit einem gesonderten Antikorruptionsgesetz fur die Gesundheitsberufe wird das Vertrauen der
Bevoélkerung in die freiberufliche Praxis geschwacht.

Die Landesversammlung des FVDZ Baden-Wiurttemberg betrachtet diese massive Schwachung
der freiberuflichen Praxen durch die aktuellen Gesetzesvorhaben als ordnungspolitischen Fehler.
Vielmehr sind Initiativen zur Férderung der Freiberuflichkeit erforderlich, um bei freier Arztwahl
die flachendeckende qualitativ hochwertige ambulante Versorgung bei Diagnose- und
Therapiefreiheit zu garantieren.

Abstimmung: einstimmig angenommen
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Antrag — Nr.: 2

Antragsteller: Landesvorstand

Betr.: Antikorruptionsgesetz
Wortlaut:

Die Landesversammlung des FVDZ BW lehnt jede Form von Korruption ab.
Das geplante Antikorruptionsgesetz (8299a des Strafgesetzbuches) fur die ,,Leistungserbringer*
ist ein Anti-Heilberufe-Programm und wird in dieser Form abgelehnt.

Begrindung:

Der § 299a zielt allein auf die ,Leistungserbringer” und verkennt die Rolle der anderen Akteure
im Gesundheitswesen.

Die Pflicht zur Veroéffentlichung vermuteter Korruptionsfalle widerspricht der juristisch Ublichen
Unschuldsvermutung. Das Implementieren weiterer juristischer Belastungen fir Arzte und
Zahnarzte fahrt zu einer Verschlechterung der Gesundheitsversorgung.

Abstimmung: angenommen bei 1 Enthaltung
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Antrag — Nr.: 3

Antragsteller: Landesvorstand
Betr.: E-Health-Gesetz
Wortlaut:

Die Landesversammlung des FVDZ Baden-Wirttemberg lehnt die Onlinetberprifung im
Rahmen des Versicherten-Stammdatenmanagements ab. Die Androhung von Sanktionen
in Form von Honorarkirzungen wird als unverhaltnismaflig und unsachlich
zurtickgewiesen.

Begriindung:

Durch das in der n&chsten Stufe geplanten Online-Stammdatenmanagement werden
origindre Verwaltungsaufgaben der Kassen in die von Burokratie Uberlasteten Praxen
verlagert.

Der Aufbau einer sicheren Infrastruktur fir digitale Kommunikation ist zwar zu begruf3en.
Die Praxen dirfen aber nicht fur Verzogerungen beim Aufbau der notwendigen Telematik-
infrastruktur durch IT-Dienstleister verantwortlich gemacht werden.

Sanktionen mussen grundsatzlich nach dem Verursacherprinzip erfolgen.

Abstimmung: einstimmig angenommen
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Antrag — Nr.: 4

Antragsteller: Landesvorstand

Betr.: Zuzahlungsverbot aufheben
Wortlaut:

Die Landesversammlung des FVDZ BW fordert den KZBV-Vorstand dazu auf, sich aktiv fur
eine Aufhebung des Zuzahlungsverbots im SGB V einzusetzen.

Begrindung:

Eine Aufhebung des Zuzahlungsverbots wiirde den zahnmedizinischen Fortschritt fur
gesetzlich Versicherte in allen Leistungsbereichen zuganglich machen.

Abstimmung: angenommen / 4 Nein / 2 Enthaltungen
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Antrag — Nr.: 5

Antragsteller: Landesvorstand, Dr. Schlachta
Betr.: Burokratieabbau

Wortlaut:

Die Landesversammlung des FVDZ BW fordert die politisch Verantwortlichen auf, konkrete
MalRnahmen zur Entburokratisierung der zahnarztlichen Praxen einzuleiten.

Begriindung:

Die bisher mehrfach gestellten Forderungen nach einer Reduzierung des Birokratieaufwandes
far die zahnarztlichen Praxen haben zu keinerlei Ergebnissen gefiihrt. Nachfolgend einige
Beispiele, welche als erstes einer Anderung bediirfen:

Hygiene-Dokumentation: Zur Reduzierung des Dokumentationsaufwandes muss die
sogenannte ,Positivdokumentation“ abgeschafft werden. Es genugt die Dokumentation
von Fehlern bzw. Méangeln und deren Behebung.

Validierung: Die Festlegung der Validierungsintervalle kann nur durch unabhéangige
Institute erfolgen, keinesfalls durch die Hersteller oder die Industrie.

Rontgen: Die regelmaRigen Uberpriifungen zur Erlangung des Fachkundenachweises
mussen ersatzlos gestrichen werden.

Abstimmung: angenommen / 1 Nein / 0 Enthaltungen
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Antrag — Nr.: 6

Antragsteller: Dr. Manfred Jool3, Ravensburg
Betr.: Burokratieabbau

Wortlaut:

Die Landesversammlung des FVDZ BW fordert die zahnarztlichen Standesvertreter auf,
alle neuen Vorgaben und Richtlinien der zahnmedizinischen Versorgung und
Berufsausiibung unter zwei Gesichtspunkten zu bewerten:

1. Was bringt es dem Patienten?
2. Was bringt es den Praxen?

Wenn keiner einen Vorteil hat, muss jede neue MalRnahme abgelehnt werden, wenn nur
eine Gruppe einen Vorteil hat, muss ein Ausgleich oder eine Vergitung verlangt werden.
Daran haben sich auch die Verhandlungen mit Vertragspartner und der Aufsicht zu
orientieren.

Begrindung:

Die Kollegen in den Praxen werden von Richtlinien, Leitlinien und Vorgaben der
Aufsichtsbehtrden und unserer Kérperschaften tiberhduft. Alle diese Vorgaben werden
dann noch bei den angemeldeten Praxisbegehungen geprift und kontrolliert.

Ganze Kataloge werden in kirzester Zeit revidiert, neu gefasst und verscharft. Diese
Papierflut ist von einer Einzelpraxis nicht mehr zu bewaltigen. Alle politisch aktiven
Vertreter behaupten immer die Birokratie eindammen zu wollen. Das Gegenteil wird
praktiziert.

Abstimmung: angenommen bei 2 Enthaltungen
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Antrag — Nr.: 7

Antragsteller: Dr. Jens Finger, Mannheim

Betr.: Zahnmedizinische Fachangestellte
Wortlaut:

Die Landesversammlung des FVDZ BW fordert die Verantwortlichen in der Landesregierung
auf, die Schulpolitik so zu gestalten, dass die Schulabgangerinnen auch wirklich
ausbildungsfahig sind.

Begriindung:

Viele der Schulabgéngerinnen verfuigen nicht mehr tber die Voraussetzungen, die fur eine
erfolgreiche Ausbildung notwendig sind.

Abstimmung: angenommen / 12 Nein / 3 Enthaltungen
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Resolution

Antragsteller: Landesvorstand

Betr. Staatsmedizin verhindern
Wortlaut:

Die Landesversammlung Baden-Wurttemberg des Freien Verbandes deutscher
Zahnarzte fordert die politisch Verantwortlichen auf, den wachsenden staatlichen
Einfluss auf medizinische Leistungsvollbringung, Versorgungs-Infrastruktur und
Behandlungsergebnis zurlick zu drangen. Durch diese schleichende Einfiihrung
einer Staatsmedizin gerat die freiberufliche Ausibung der Heilkunde zunehmend
unter Druck und wird massiv gefahrdet.

Alle berufspolitischen Vertreter missen diese Entwicklung und ihre Auswirkungen
auf die medizinische Versorgung der Bevdlkerung starker als bisher in die
Offentlichkeit tragen.

Begrindung:

Mit seiner Gesetzgebung versucht der Verordnungsgeber schon seit Jahrzehnten,
die systemimmanenten Fehler des deutschen Gesundheitswesens zu I6sen.
Entgegen der Wertschatzung der freiberuflichen Arzte und Zahnéarzte im
Koalitionsvertrag verstarkt die grof3e Koalition mit ihnren Gesetzen
(Versorgungsstarkungsgesetz, E-Health-Gesetz, Antikorruptionsgesetz) den
staatlichen Einfluss und setzt die Leistungsvollbringer einem immer starker
werdenden Druck aus. Diese Entwicklung hat bereits dazu gefuihrt, dass die
Niederlassung fir den beruflichen Nachwuchs zunehmend unattraktiv wird. Die damit
verbundenen negativen Folgen fir die medizinische Versorgung der Bevdlkerung
mussen verstandlich dargestellt und in die Offentlichkeit getragen werden.

Abstimmung: einstimmig angenommen



	2015Wahlergebnisse.doc
	2015Antrag 1 Freiberuflichkeit.doc
	2015Antrag 2 Antikorruption.doc
	2015Antrag 3 eHealth.doc
	2015Antrag 4 Mehrleistungen.doc
	2015Antrag 5 Bürokratieabbau.doc
	2015Antrag 6 Dr.Jooß-Bürokratie.doc
	2015Antrag 7 Ausbildungsfähigkeit.doc
	2015Resolution Staatsmedizin.doc

